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Der Begriff "Politik" in der Verfassung B-W: 
 
Artikel 49 (1) Der Ministerpräsident bestimmt die Richtlinien der Politik und 

 trägt dafür die Verantwortung. … 
 … Innerhalb der Richtlinien der Politik leitet jeder Minister 
 seinen Geschäftsbereich selbständig unter eigener Verantwortung. 
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Der Begriff "Amt" kommt 37x in der Landesverfassung vor! – als Amt, Amtsperson, Amtszeit, 

  Beamte 
 
Der Begriff "Abgeordnete" 
 
Artikel 27 (3) Die Abgeordneten sind Vertreter des ganzen Volkes. Sie sind 

  nicht an Aufträge und Weisungen gebunden und nur ihrem Gewis- 

  sen unterworfen. 
 
Artikel 29 (2) Niemand darf gehindert werden, das Amt eines Abgeordneten 

  zu übernehmen und auszuüben. Eine Kündigung oder Entlassung 

  aus einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis aus diesem Grunde ist un- 
  zulässig. 

 
Artikel 31 (1) Die Wahlprüfung ist Sache des Landtags. Er entscheidet auch, ob 

ein Abgeordneter seinen Sitz im Landtag verloren hat. 
 

Artikel 36 (2) Weitergehende Befugnisse, insbesondere das Recht der Gesetz- 

  gebung, der Wahl des Ministerpräsidenten sowie der Anklage von 
  Abgeordneten und von Mitgliedern der Regierung, stehen dem Aus- 

  Schuss nicht zu. 
 
Artikel 37 Ein Abgeordneter darf zu keiner Zeit wegen seiner Abstimmung oder 

wegen einer Äußerung, die er im Landtag, in einem Ausschuss, in 

einer Fraktion oder sonst in Ausübung seines Mandats getan hat, 
gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder anderweitig außerhalb des 

 Landtags zur Verantwortung gezogen werden. 

 --Anmerkung-- 
 aus GG Art. 46 [Indemnität und Immunität der Abgeordneten] 

 Abs. 1, Satz 2 ist hier ebenfalls anzuwenden: 

„Dies gilt nicht für verleumderische Beleidigungen.“ 
 
Artikel 38 (1) Ein Abgeordneter kann nur mit Einwilligung des Landtags wegen 

einer mit Strafe bedrohten Handlung oder aus sonstigen Gründen 
zur Untersuchung gezogen, festgenommen, festgehalten oder ver- 

haftet werden, es sei denn, dass er bei Verübung einer strafbaren 
Handlung oder spätestens im Laufe des folgenden Tages festgenom- 
men wird. 



 
Artikel 40 Die Abgeordneten haben Anspruch auf eine angemessene Entschä- 

digung, die ihre Unabhängigkeit sichert. Sie haben innerhalb des 

Landes das Recht der freien Benutzung aller staatlichen Verkehrs- 
mittel. Näheres bestimmt ein Gesetz. 

 
Artikel 41 (3) Verliert ein Abgeordneter die Wählbarkeit, so erlischt sein Mandat. 

 
Artikel 42 (1) Erhebt sich der dringende Verdacht, dass ein Abgeordneter seine 

Stellung als solcher in gewinnsüchtiger Absicht missbraucht habe, 
so kann der Landtag beim Verfassungsgerichtshof ein Verfahren mit 

 dem Ziel beantragen, ihm sein Mandat abzuerkennen. 
 
Artikel 59 (1) Gesetzesvorlagen werden von der Regierung, von Abgeordneten 

 oder vom Volk durch Volksantrag oder Volksbegehren eingebracht. 
 
 

 
 
 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland Stand: 23.12.2014 
 
Der Begriff "Politik" im Grundgesetz: 
 
Artikel 65 [Richtlinienkompetenz, Ressort- und Kollegialprinzip] 
 Der Bundeskanzler bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt dafür 
 die Verantwortung. 
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Der Begriff "Amt" kommt 65x im Grundgesetz vor! – als Amt, Amtsperson, Amtszeit, Beamte 
 


